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1. Anlass und Erforderlichkeit
Die SWS Natur GmbH beabsichtigt die ns einer Photovoltaik-Freiflächenanlage im
Stadtgebiet der Hansestadt Stralsund mit dem Ziel, den Anteil der Erneuerbaren Energien zu
steigern und damit die Energiewende umzusetzen. Als dafür geeigneter Vorzugsstandort
wurde das Gebiet westlich der Bahnstrecke Stralsund-Grimmenidentifiziert.

PV-Anlagen wurden im Stadtgebiet bisher nur auf Dachflächen und auf der Deponie in Devin
errichtet. Bei der Anlage in Devin ist von einerjährlichen Erzeugung von 4.220.000 Kilowatt-
stunden (kWh) auszugehen, womit dieprivat betriebene Anlage rechnerisch 1.400 Haushalte
mit Strom versorgen kann. Die bisher durch die SWS Natur ausschließlich auf Dachflächen
errichteten 21 PV-Anlagen versorgen mit etwa 1.800.000 kWh ca. 600 Haushalte jährlich mit
Strom. Mit diesem untergeordneten Anteil der Energiegewinnung auf Dachflächenlässt sich
die Energiewende kaum aktiv mitgestalten.

Die nun auf ca. 10 ha geplante Anlage soll daher mit etwa 10.420.000 kWh jährlich 3.470
Haushalte versorgen, dadurch jährlich 4.900t Kohlendioxid einsparen und den Beitrag
Stralsunds an der Energiewende deutlich erhöhen.

Um die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für das Vorhaben zu schaffen, hat die
Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund am 4. März 2021 beschlossen, einen Bebauungsplan
aufzustellen. Mit dem Beschluss wurde gleichzeitig die Einleitung des 21. Änderungsverfah-
rens für den Flächennutzungsplan und die Anpassung des beigeordneten Landschaftsplanes
beschlossen.

Nach der ortsüblichen Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses vom 10.03.2022 im
Amtsblatt Nr. 4 ist der Bebauungsplan Nr. 74 mit Ablauf des 9. April 2022 rechtsverbindlich.

2. Inhalt der Planung '
Das Erneuerbare-Energien-Gesetz fördert in Deutschland Freiflächensolaranlagen bis zu 20
Megawatt Peak (MVVp) Leistung mit einer auf 20 Jahre angelegten garantierten Einspeise-
vergütung. Die Vergütung ist an bestimmte Standortvoraussetzungen gebunden, welche im
Rahmen der EEG-Novelle 2021 modifiziert wurden. So wurde der Grenzwert für die Anlagen-
leistung von 10 MWp auf 20 MWp erhöht und die Flächenkulisse zu linearen Verkehrswegen
von 110 m auf 200 m verbreitert.

Entsprechend den Vorgaben des EEG plant die SWS Natur GmbHeine Freiflächensolaran-
lage in einer Breite von 110 m parallel zur Bahntrassein aufgeständerterModulbauweise mit
einer Leistung von voraussichtlich 10,46 MWp und einer Laufzeit von 20 Jahren. Die Anlage
entspricht damit noch der Förderkulisse vor Inkrafttreten der Gesetzesänderung und nutzt
das nnalLungSpocnzi2)E somit unter Berücksichtigung der landesplanerischen Vorgaben
nicht voll aus.

PV-Freiflächenanlagen stellen Anlagen dar, die sich in ihren Eigenschaften wesentlich von

den Nutzungen und Vorhaben unterscheiden, die in den Baugebieten nach 882 bis 10
BauNVO aufgeführt sind. Es bedarf deshalb regelmäßig der Festsetzung eines Sondergebie-
tes nach $ 11 Abs. 2 BauNVO, in dem Gebiete für Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie
beispielhaft aufgezählt sind. Festgesetzt wird daher ein Sonstiges Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „PV-Freiflächenanlage“. Zulässig sind

e Photovoltaikfreiflächenanlagen mit Photovoltaik-Modultischen und unbeweglichinstal-
lierten Solarmodulen und den erforderlichen Aufständerungen sowie inneren Er-
schließungswegen,

e Gebäude und Anlagen für die technische Infrastruktur wie Wechselrichter, Trafo- und
Übergabestation, Batteriespeicher, Steuerungs- und Überwachungseinrichtungen,

: Ka-bel- und Kabelgräben,

e Einfriedungen mit transparenten Zaunanlagen.
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Die Festsetzung der zulässigen Nutzungsarten berücksichtigt sowohl die Solarmodule mit
den Veerankerungen im Erdbodenals auch die erforderlichen technischen Einrichtungen zur
Einspeisung des Stroms und zur Überwachung der Anlage. Zum Schutz vor unbefugtem
Zutreten (Gefahrenabwehr vor Hochspannung) sowie aus Gründen des Diebstahlschutzes
ist die Errichtung einer Zaunanlage mit Überwachungsanlageerforderlich.

3. Berücksichtigung der Umweltbelange
Die Ermittlung und Bewertung der umweltrelevanten Belange erfolgte im Rahmen der Um-
weltprüfung, deren Ergebnisse in einem Umweltbericht gem. 88 2 Abs. 4 und 2a BauGB zu-
sammengefasst wurden. Zur Ermittlung der abwägungsrelevanten Belange diente insbeson-
dere die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gem. der 8$ 3 und 4 BauGB.

3.1 Immissionsschutz
Angesichts des grundsätzlich immissionsfreien Betriebs der Anlage bestehen mögliche Aus-
wirkungen v. a. in einer Blendwirkung. Daher wurde durch die SoIPEG GmbHein Blendgut- .
achten erarbeitet. Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass potentielle Blendwirkungen

. der hier betrachteten PV-Anlage aufgrund der Dauer und Leuchtdichte als geringfügig klassi- -
fiziert werden können. Im Vergleich zur Blendwirkung durch direktes Sonnenlicht oder durch
Spiegelungen von Wasserflächen, Gewächshäusern o.ä. ist diese vernachlässigbar. Unter
Berücksichtigung von weiteren Einflussfaktoren wie z. B. lokalen Wetterbedingungen (Früh-
nebel, etc.) kann die Wahrscheinlichkeit für das Auftreten derartiger Reflexion als äußerst
gering eingestuft werden. Eine Beeinträchtigung von Zugführern, Verkehrsteilnehmern und
Anwohnern durch Reflexionen der geplanten PV-Anlage kann mit hinreichender Wahrschein-
lichkeit ausgeschlossen werden.
Vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse sind keine Sichtschutzmaßnahmenerforderlich.

3.2 Bodendenkmalschutz
Innerhalb der nachrichtlich in die Planzeichnung übernommenenFlächen mit Bodendenkma-.
len kann die Veränderung oder Beseitigung der Bodendenkmale gemäß 87 DSchG M-V
genehmigt werden, sofern .vor Beginn jeglicher Erdarbeiten die fachgerechte Bergung und
Dokumentation dieser Bodendenkmale sichergestellt wird. Alle durch diese Maßnahmen
anfallenden Kosten hat der Verursacher desEingriffs zu tragen ($ 6 Abs. 5 DSchG M-V).

Über die in Aussicht genommenen Maßnahmen zur Bergung und Dokumentation der Bo-
dendenkmale ist das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege rechtzeitig vor Beginn der
Erdarbeiten zu unterrichten. Die zu erteilenden Genehmigungensind an die Einhaltung die-
ser Bedingung gebunden.

3.3 Trinkwasserschutzgebiet der Wasserfassung Andershof
Das Plangebiet befindet sich vollständig innerhalb der Trinkwasserschutzzone TWZIll des
Trinkwasserschutzgebietes der Wasserfassung Andershof I gemäß der Verordnung
132/23/77 vom 20.09.1977.

Es ist nicht davon auszugehen, dass mit der Errichtung der Photovoltaikanlage Verstöße
gegen die Verbote oder Nutzungsbeschränkungender Verordnung verbundensind.

Die für Trinkwasserschutzgebiete geltenden Anwendungsbeschränkungen gemäßPflanzen-
schutz-Anwendungsverordnung werden eingehalten, da aufgrund der vorgesehenen kom-
pensationsmindernden Maßnahme(K 1) der Anlage einer extensiven Wiese/WVeide zwischen
und unter den Modufflächen der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln nicht erlaubtist.

Soweit eine Reinigung der Solarmodule erforderlich wird, ist das Waschwasser aufzufangen
und vollständig dem Abwasserbeseitigungspflichtigen (Hansestadt Stralsund) zu übergeben.
Die Versickerung des Reinigungswassers im Wasserschutzgebiet ist grundsätzlich nicht er-
laubnisfähig.
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as auf den Modulen und den versiegelten Flächen (auch Zuwegungen)anfallende Nieder-
schlagswasser gilt gemäß & 54 Abs. 1 Nr. 2 WHG als Abwasser und soll flächenhaft versi-

" ckert werden. Dies stellt eine Gewässerbenutzung nach $ 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG dar und be-
darf einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Dem Antrag ist eine Beurteilung des Behandlungser-
fordernisses in Anlehnung an das Merkblatt DWA-M 153 beizufügen.

3.4 Klimaschutz

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen soll gemäß $ 1a Abs. 5 BauGB den Erfordernissen
des Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als
auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen
werden. Dieser Grundsatz ist in der Abwägung nach $ 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen.

Als Grundlage hierfür dient u. a. das Klimaschutzkonzept der HansestadtStralsund (Oktober

2010), das darauf abzielt, den CO>-Ausstoßalle fünf Jahre um 10 %zu vermindern. Dazu
wird ein Paket von 36 Klimaschutzmaßnahmen benannt, von denen durch die FNP-

Änderung die Umsetzung der Maßnahme E-5 „Photovoltaik“ unterstützt wird.

. Das geplante Vorhaben unterstützt als Maßnahme der CO;-neutralen Stromproduktion den

Klimaschutz.

3.5 Schutzgut Tiere/Artenschutz

Zur Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Elande nach $44 Abs. 1 und Abs. 5
BNatSchG wurde ein Artenschutzfachbeitrag erarbeitet. Als Grundlage erfolgten im Jahr
2021 faunistische Kartierungen der Artengruppen Brutvögel, Fledermäuse, Amphibien und
Reptilien. Zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen wurden drei
Vermeidungsmaßnahmen (Bauzeitenregelung Brutvögel, Ökologische Baubegleitung Fle-
dermäuse, Ökologische Baubegleitung Horststandort Mäusebussard) und eine vorgezogene
Ausgleichsmaßnahme (CEF-Maßnahme: Anbringung zweier Fledermauskästen als Ersatz-
quartierein den westlich des zu fällenden Einzelbaumsliegenden Gehölzbeständen) festge-
legt. Erhebliche Beeinträchtigungen von Tierarten sind somit nicht zu erwarten.

Eine Funktion für Rastvögelist für die Ackerflächen, in denen das Plangebiet liegt, aufgrund
der anthropogenen Überprägung, Zerschneidung. und Störwirkungen nicht anzunehmen.

Dementsprechend wird dem Bereich nach der Analyse und Bewertung der Lebensraumfunk-

tion für rastende und überwinternde Wat- und Wasservögel (ILN 2007/2009 in LUNG-
Kartenportal Umwelt) keine Rastgebietsfunktion beigemessen.

3.6 Biotop- und Alleenschutz

Bauzeitliche Flächenbeanspruchungen der im östlichen Randbereich des Plangebiets lie-

genden Feuchtbiotope (trockengefallenes Kleingewässer, Hochstaudenflur) und der am Ost-
rand des B-Plangebiets liegende Feld- und Baumhecken (Lage außerhalb des Sonderge-

biets) können ausgeschlossen werden, da dieses von den Baumaßnahmen ausgenommen

werden. Baubedingte Beschädigungen werden durch bauzeitliche Biotopschutzmaßnahmen
vermieden.

Die am Nordostrand des Geltungsbereichs verlaufende lückige Allee bleibt erhalten und wird
durch bauzeitliche Baumschutzmaßnahmen vor baubedingten Beeinträchtigungen geschützt.
Auch die das Gebiet querende Baumreihe wird durch bauzeitliche Baumschutzmaßnahmen
vor baubedingten Beeinträchtigungen geschützt.

3.7 Eingriffe in Natur und Landschaft

Die Begrünung der Zwischenmodulflächen und der überschirmten Flächen kann bei einer
GRZ s 0,75 als kompensationsmindernde Maßnahmenbilanziert werden. Das Beweidungs-/
Pflegekonzept (Kompensationsmindernde Maßnahme K 1) ist spätestens vier Wochen nach
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Baufertigstellung der Unteren Naturschutzbehörde zur Abstimmung / Prüfung vorzulegen.
Die Maßnahmewird vertraglich für den Zeitraum des Betriebs der PV-Anlage gesichert.

Der Kompensationsbedarf von 18.926,74 m? Eingriffsflächenäquivalenten wird aus dem

Überschuss einer dem B-Plan Nr. 3.7 ‚Gewerbegebiet Stralsund Süd“ zugeordneter Kom-
pensationsfläche gedeckt (Anlage von Wald durch Sukzession mit Initialbepflanzung südlich
des NSG Försterhofer Heide in der Gemeinde Wendorf).

3.8 Belange der Landwirtschaft
Die Flächennutzungsplanänderung betrifft Flächen, welche sich in landwirtschaftlicher Nut-
zung befinden. Gemäß $ 1 Abs. 2 BauGBsoll die Notwendigkeit der Umwandlung landwirt-
schaftlich oder als Wald genutzter Flächen begründet werden; dabei sollen Ermittlungen zu
den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere
Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten
zählen können.

Freiflächensolaranlagen können aufgrund ihres großen Platzbedarfes nur außerhalb des
geschlossenen Siedlungszusammenhangs errichtet werden und sind aufgrund der EEG-
Förderung an bestimmte Standortvoraussetzungen gebunden. Zu den Voraussetzungen
gehören u. a.:

e Flächen, die längs von Autobahnen oder Schienenwegenliegen, und die Anlage in
einer Entfernung von bis zu 200 Metern, gemessen vom äußeren Rand der Fahr-

bahn, errichtet worden und innerhalb dieser Entfernung ein längs zur Fahrbahn gele-

gener und mindestens 15 Meterbreiter Korridor freigehalten wordenist,

«e Flächen, die zum Zeitpunkt des Beschlusses über die Aufstellung oder Änderung des
Bebauungsplansbereits versiegelt waren, oder

e Konversionsflächen aus wirtschaftlicher, verkehrlicher, wohnungsbaulicher oder mili-
tärischer Nutzung

Im Stadtgebiet sind keine Konversionsflächen oder bereits versiegelten Flächen in der ge-
planten Größenordnung vorhanden. Die einzige Freiflächensolaranlage befindet sich auf der
Deponie in Devin. Die bestehenden Anlagen auf Dächernleisten nur einen untergeordneten
Beitrag. Um eine Freiflächenanlage in der geplanten Größenordnung umzusetzen, ist die
Inanspruchnahmevon landwirtschaftlichen Flächen notwendig. Wertgebende Böden im Sin-
ne des Ziels 4.5 (2) des Landesraumentwicklungsprogrammes (Bodenwertzahlen > 50) wer-

den nicht in Anspruch genommen. Es wurden verschiedene Standortalternativen geprüft,
wobeidie gegenständliche Fläche als Vorzugsstandort identifiziert wurde (vgl. Kap. 4).

4. Anderweitige Planungsmöglichkeiten
Für das Vorhaben wurden mehrere Standortalternativen geprüft (s. Abbildung 1). Die Flä-
chen entlang der Bahnlinien nach Greifswald und Grimmen liegen sämtlich auf Landwirt-
schaftsflächen, so dass die Belange der Landwirtschaft überall ähnlich betroffen sind.

Das landesplanerische Gebot, Flächen mit Bodenpunkten über 50 nicht in Anspruch zu
nehmen, bezieht sich zwar nur eng auf die tatsächlich wertvollen Teilflächen, dient aber dem
Schutz landwirtschaftlicher Nutzung generell. Daher sollten nicht nur die jeweiligen Teilflä-
chen von der Umwandlung verschont bleiben, sondern immereine insgesamt noch bewirt-
schaftungsfähige Ackerfläche erhalten bleiben. Vor diesem Hintergrund sollten die Flächen
östlich der Bahn nach Grimmen (nördlicher Abschnitt) sowie allgemein westlich der Bahn
nach Greifswald zum Schutz der Landwirtschaft nicht weiterverfolgt werden (Ausschluss der
Flächen 7, 102, 103, 20 und 23 zumindest im nördlichen Abschnitt).

Die Flächen östlich der Bahn nach Greifswald (nördlicher Abschnitt) kollidieren mit der Er-
schließung des hier geplanten Haltepunkts Stralsund-Süd. Der Haltepunkt muss mit einer
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Pnv-tauglichen neuen Straße erschlossen werden, zudem wäre die Anlage eines PR-
Pikpiatzes im direkten Anschluss erstrebenswert, so dass die Verkehrsbelastung am Bahn-
hof verringert werden kann. Angesichts der zukünftigen Lagegunst (fußläufige Bahnanbin-
dung) sollte diese Fläche für SiSclunasenbwieklung freigehalten werden (Ausschluss Fläche
25).

Grundsätzlich als möglich erscheinen
damit nach einer ersten Sichtung die
Flächen G9, 6, 31, 33 und 26. Hin-
sichtlich der Betroffenheit der Belan-
ge der Landwirtschaft sind keine we-
sentlichen Unterschiede erkennbar,

nur bei den Flächen südlich des Au-
tobahnzubringers liegen etwas Fr

schlechtere Böden vor als bei den nn Er
anderen Standorten. Bei der weiteren | SMW aMW
Auswahl wurde daher die siedlungs-
strukturelle Einordnung berücksich-
tigt:

Der Bereich zwischen den beiden

Bahnlinien ist bereits im Flächennut-

zungsplan als Erholungsfläche ge- 33 200
kennzeichnet. Im Landschaftsplanist a
der Bereich um den Voigdehäger ; Ne
Teich als „Fläche zur Entwicklung RE R 7.200

von Erholungswald“ ausgewiesen. ©: Bl2 44NW
Nach LUNG-Kartenportal Umwelt % .
sind der Voigdehäger Teich und die
ihn umgebenden Bereiche als „sons-

tiges Gebiet mit hohem Naturwert“
ausgewiesen. Hier konzentrieren sich

zudem mehrere Flächen für Ausgleichsmaßnahmen. Die Entwicklung als Naherholungsge-
biet wird mit.dem weiteren Ausbau des Stadigebiets Süd zunehmenddfringlich. Im Rahmen
der Planungen zur StadtNatur ist z. B. die Anlage einer doppelten Obstbaumreihe mit Ver-
bindungsweg zwischen Andershof und Voigdehagen geplant, mit Anschlusswegen in Rich-
tung Süden nach Zitterpenningshagen (und weiter bis zur Försterhofer Heide) sowie nach
Norden entlang des Voigdehäger Teichs nach Franken. Im Rahmen der Entwicklung als
Naherholungsgebiet sollten großflächige bauliche Nutzungen (Sondergebiete) im gesamten
Bereich möglichst vermieden werden(Verzicht auf Flächen 31, B und 23).

 
Abbildung 1: Standortalternativen im südlichen Stadtge-
biet mitfarblicher Darstellung der Eigentumsverhältnisse.

Die Flächen südlich des Autobahnzubringers liegen in der offenen Landschaft, so dass hier
die Beeinträchtigung des Landschaftsbilds entsprechend mehr ins Gewicht fällt. Dies gilt
auch für die Fläche 26, die von der Stadteinfahrt aus prominent sichtbar wäre.

Der Bereich westlich der Bahn nach Grimmenist bereits im Flächennutzungsplan zu rund

der Hälfte als gewerbliche Baufläche vorgesehen. Die Entwicklung schließt hier an beste-

hende gewerbliche Nutzungen (Umspannwerk, Gewerbebetriebe) an. Ein kurzfristiger Bedarf
für eine gewerbliche Entwicklung ist nicht absehbar, zudem ist die verbleibende potenzielle
gewerbliche Fläche auch für Großinvestitionen ausreichend bemessen. Sollte die Gewerbe-
entwicklung im Umfeld in den 20 Jahren der Anlagenlaufzeit vorankommen, wäre hier auch

eine gewerbliche Nachnutzung denkbar. Für die Naherholung (und auch für die Ökologie und
das Landschaftsbild) ist der Abschnitt zwischen Bahnlinie Grimmen und dem Autobahnzu-

bringer von geringem Wert, so dass sich hier eine Solarenergienutzung gut einfügt. Es han-

delt sich um eine große zusammenhängende Fläche mit vergleichsweise einfachen Eigen- .
tumsstrukturen.
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Ausdieser Einschätzung resultiert eindeutig die Einschätzung der Fläche G9 als Vorzugsva-
riante (große, zusammenhängende, vergleichsweise siedlungsstrukturell gut eingebundene
Fläche).

26. Am. 202
Stralsund, den..............222.0....

HANSESTADT STRALSUND
DER OBERBÜRGERMEISTER
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Dr.-Ing. Alexander Badrow

 


